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Was ist der Stand?
Die Geschichte der Menschheit ist eine Geschichte von Klassenkämpfen, die
Geschichte  des  Sozialstaats  der  BRD  auch.  Das  Bürgergeld  wurde  im
Wahlkampf  zur  Bundestagswahl  2021  als  großes,  progressives  Projekt
angekündigt. Im Gesetzesentwurf hieß es dann auch noch stolz, dass sich das
Bürgergeld nur noch um maximal 30% kürzen lassen würde. Damit folgte das
neue  Gesetz  einem Urteil  des  Bundesverfassungsgerichts  welches  schon
2014 100% Sanktionen für verfassungswidrig erklärte. Auch stand im Gesetz
eine stärkere Förderung von Ausbildungen und höherer Qualifizierungen. Die
Freibeträge, also der Wert des Eigentums den eine Person besitzen darf um
immer noch Anspruch auf Grundsicherung zu erhalten, wurden erhöht. Diese
Maßnahmen sollten  alle  dazu dienen,  den im Rahmen der  Agenda 2010
geschaffenen Niedriglohnsektor zu bekämpfen. Schon im Gesetzesentwurf
war dabei auch eine schnelle Anpassung des Bürgergelds an die Inflation mit
inbegriffen, diese sollte das erste mal am 01.01.2024 durchgeführt werden.
Vor rund 2 Wochen war es dann auch soweit, um „skandalöse“ 61€ wurde
das Bürgergeld nicht angehoben, sondern an die teureren Preise angepasst.
Schon im Vorhinein entbrannte in Springer Medien und Co ein mediales
Feuerwerk  das  jegliche  5000€  Silvestereinkäufe  in  den  Schatten  stellte:
„Viertklässler wollen Bürgergeldbezieher werden“ titelte zum Beispiel  die
BILD, oder auch „[Boris] Palmer rechnet sein Bürgergeld aus und fasst es
nicht“, die Welt schreibt im November letzten Jahres noch „Bürgergeld oder
Rente mit 63 – An einen Kostenposten muss der Minister jetzt ran!“ Wie
schon bei der Debatte um Migration knickte die „progressive Ampel“ beim
ersten Anzeichen von Gegenwind ein, und Hubertus Heil ließ vor einigen
Wochen verlauten das die 100% Sanktionen wieder zurückkehren würden.
Wenn Heil diese Reform schon von sich aus vorschlägt können wir erwarten,
dass das Endergebnis noch deutlich schärfer ausfallen wird. Doch wem nützt
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das eigentlich, arme Menschen noch ärmer zu machen?

Arbeiten muss sich wieder lohnen!
Dieser Satz scheint einer der Lieblingssätze deutscher, weißer 60+ Männer
zu sein, gerade aus FDP, CDU und AFD Kreisen hört man ihn immer öfter.
Gemeint  sind  dabei  aber  auf  keinen  Fall  höhere  Löhne,  und somit  eine
Bekämpfung des Niedriglohnsektors, nein, ganz im Gegenteil. Es geht vor
allem  darum  Arme  gegen  noch  Ärmere  auszuspielen  und  somit
Niedriglohnsektor zu festigen. Dabei „lohnt“ sich arbeiten durchaus, schauen
wir genauer auf das Bürgergeld und wie es aufgebaut ist, ergibt sich ein Bild,
dass der reaktionären Argumentation von rechts und inzwischen auch von
der Ampel jeglichen Wind aus den Segeln nimmt. Der X (ehem. Twitter) User
@sozi_simon hat sich in einem tiefgehenden Thread sehr eindrucksvoll mit
dem  deutschen  Sozialstaat  auseinandergesetzt.  Simon  hat  eine  fiktive
Familie Müller mit 3 Kindern erstellt und welche Sozialleistungen sie je nach
Bruttoeinkommen bekommen würde. Dabei fällt  auf,  wenn auch nur eine
Person in der Familie Müller einen Minijob über 520€ im Monat annehmen
würde,  wären  das  bereits  180€  mehr  im  Monat  in  der  Haushaltskasse,
würden  beide  Elternteile  dies  tun  wären  es  bereits  328€  mehr.  Die
Argumentation,  das  sich  arbeiten  nicht  lohnen  würde  ist  also  völliger
Schwachsinn,  und  dient  alleine  dem  Zweck  Proletarier:innen  gegen
Proletarier:innen auszuspielen. Viel  auffälliger ist  jedoch, dass von einem
Bruttogehalt von 2.900€ bis 5.500€ nur eine Steigung in der Haushaltskasse
von 68(!)€ vorhanden ist. Während Sozialhilfen wegfielen käme es zu einem
massiven Anstieg der Steuerlasten. Die deutschen Steuersätze sind nämlich
so verteilt dass sie nicht etwa besonders hoch für die Reichen sind, sondern
der  größte  Unterschied  der  zwischen  Arbeiter:innen  mit  geringem
Einkommen  und  Arbeiter:innen  mit  etwas  höherem  Einkommen  ist.  Die
Diskursverschiebung die hier getätigt wird ist beachtlich und alarmierend,
denn dadurch das sich der ganze Diskurs allein um Empfänger:innen von
Grundsicherung dreht verliert auch die politische Linke den Blick für das
eigentliche  Ziel  der  Hartz  Gesetze  welche  mit  dem  Angriff  auf  die
Grundsicherung wieder zurückkehren. Es lohnt es sich für eine Arbeiter:in im
Niedriglohnsektor kaum aufzusteigen und zum Beispiel einen Akademischen



Beruf anzustreben, da dieser Aufstieg kaum mit mehr Geld verknüpft ist, die
Annahme eines miesen Jobs hingegen „lohnt“ sich sehr wohl. Das System
macht also klar: Du hast die Wahl zwischen sehr arm und etwas weniger arm,
Wohlstand  erarbeiten  kannst  du  dir  aber  nicht,  den  haben  nur  die  die
tatsächlich nicht arbeiten aber dafür Aktien besitzen.

Der Niedriglohnsektor und der Kapitalismus
Der  Niedriglohnsektor  trägt  maßgeblich  zum  Erhalt  der  Bürgerlichen-
Kapitalistischen Ordnung bei,  er  verstärkt  zum Beispiel  die  Trennung in
Kopfarbeit, also vor allem Bürojobs, und Handarbeit, also zum Beispiel Jobs
auf  dem  Bau.  Schauen  wir  uns  dazu  ein  paar  Statistiken  an.  Laut
Statistischem  Bundesamt  ist  das  Einstiegsgehalt  für  Menschen  mit
Ausbildung mit  rund  3.500€ im Monat  um 1000€ niedriger  als  das  von
Bachlor  Absolvent:innen,  dazu  kommt  noch  dass  Akademiker:innen  in
Deutschland deutlich bessere Aufstiegschancen haben.  Doch wer  hat  ein
Interesse daran Menschen in Armut zu halten?

Ein Kapitalist versucht einem Arbeiter immer nur seine Reproduktionskosten
zu bezahlen, also so viel das er sich Essen, trinken und eine Familie leisten
kann. Die Reproduktionskosten stellen auch den Betrag dar, den ein Arbeiter
verlangt damit er auch bereit ist am nächsten Tag noch zur Arbeit kommen.
Streiks  entstehen,  wenn  ein  Arbeitgeber  dies  nicht  mehr  erfüllt,  die
Arbeiter:innen kommen dann ganz einfach nicht mehr zur Arbeit. In dem man
in Deutschland künstlich durch Steuern und Sozialstaatsanpassungen einen
Niedriglohnsektor erschafft verhindert man, dass Menschen die in diesem
Niedriglohnsektor arbeiten „aufsteigen“ wollen, weil es sich ökonomisch für
sie  einfach  nicht  lohnt.  Die  Reproduktionskosten  werden  also  künstlich
niedrig gehalten. Diese fatale Lohnpolitik wollte man mittels Sozialreformen,
in Form des neuen Bürgergelds,  angreifen,  doch die Sprecher:innen und
Demagog:innen  des  Kapitals  haben  sich  sofort  versammelt  um  die
Aufbrechung  dieses  künstlichen  Niedriglohnsektors  zu  verhindert.
Gleichzeitig  wird  im  bürgerlichen  Diskurs  permanent  verschwiegen  das
Arbeitslosigkeit  eine  natürliche  Begleiterscheinung  des  Kapitalismus  und
seiner Krisenhaftigkeit  ist.  Es wird auch oft gesagt,  dass das Bürgergeld



unsolidarisch  sei  und  Bürgergeldempfänger:innen  wie  im  Paradies  leben
würden.

Wie hoch ist eigentlich das Bürgergeld?
An sich ist der Betrag den man als Bürgergeld Empfänger:in bekommt 563€
im  Monat,  diese  sind  unterteilt  in  verschiedene  Kategorien,  wie
Nahrungsmittel,  Gesundheitspflege  und  Verkehr.  Schaut  man  sich  diese
Aufteilung  an  wird  schnell  klar:  Nein,  Bürgergeldempfänger:innen  leben
nicht  im  Paradies.  Für  Nahrungsmittel  sind  zum  Beispiel  knapp  200€
eingeplant. Laut Bundesministerium für Landwirtschaft und Ernährung sollte
eine Einzelperson rund 170-220€ im Monat für Nahrungsmittel ausgeben,
das 170€ höchst unrealistisch sind zeigt sich daran das Privatpersonen im
Durchschnitt  243€  für  Nahrungsmittel  ausgeben.  Dank  der
Inflationsbereinigung können sich Bürgergeldempfänger:innen jetzt gerade
so ein „Deutschlandticket“ leisten, sofern die Preise nicht erhöht werden.
Man könnte dies für jede der Kategorien durchspielen und stellt schnell fest,
die  Grundsicherung  sichert  einem  maximal  ein  Existenzminimum.  Wie
kommen aber nun die teilweise sehr hohen Bürgergeldzahlungen zustande
die  sich  diverse  chauvinistische  Hetzer:innen  in  den  letzten  Wochen
ausgerechnet  haben?  Hauptsächl ich  l iegt  dies  daran,  dass
Bürgergeldempfänger:innen  auch  eine  Wohnung  zusteht,  auf  welche  ein
Großteil  des  Geldes  das  ein:e  Empfänger:in  bekommt  entfällt.  In  der
Konsequenz bedeutet das auch, dass man den Betrag senken könnte wenn
die Mieten nicht so hoch wären, der Staat gibt also das Geld nicht für die
Sozialhilfeempfänger:innen aus, sondern für die Profite der Vermieter:innen.
2023 hat der Staat so rund 20 Milliarden € direkt an diese, eh schon massiv
von der Krise profitierende und tatsächlich nicht arbeitende, Schicht gezahlt.
Doch auf die Idee diese Wohnungen zu enteignen und so die Haushaltskasse
massiv zu entlasten kommt natürlich niemand.

Perspektive für Revolutionär:innen
Das Bürgergeld in Deutschland ist ein zentraler Faktor für den Erhalt der
kapitalistischen Ordnung, es ist nötig um den Niedriglohnsektor aufrecht zu



erhalten, und bringt bestimmten Kapitalist:innen auch noch direkt Kohle ein.
Wir als Revolutionär:innen müssen uns gegen die Angriffe auf den Sozialstaat
wehren die sich gegen die benachteiligsten Teile der Gesellschaft richten um
so einen Keil in die ausgebeutete Klasse zu treiben zwischen den gelobten
aber immer noch ausgebeuteten Lohnarbeiter:innen und den Arbeitslosen die
man  möglichst  arm  halten  möchte  weil  ihr  sozialer  Aufstieg  nicht  im
Interesse  der  Bosse  liegt.  Zeigen  wir  die  wirklichen  Probleme  des
Sozialsystems auf, zeigen wir auch die Probleme des Wirtschaftssystems im
allgemeinen  auf,  denn  wie  in  diesem  Artikel  beschrieben,  sind  diese
unglaublich eng verknüpft. Wir unterstützen die Bürgergeldbezieher:innen
am besten, in dem wir den Diskurs von ihnen weglenken und stattdessen
gegen das Kapital und seine Ausbeutung des gesamten Proletariats richten!

Gegen die Rückkehr des existenzbedrohenden Sanktionsregimes!
Kampf dem Niedriglohnsektor – Hoch mit den Löhnen!
Gleiche Bildung für ALLE – Es gibt keine „von Natur aus Dummen“ sondern
nur Menschen denen der Zugang zur höheren Bildung verwehrt wurde!
Volksentscheide  umsetzen  –  Immobilienkonzerne  enteignen  statt
durchfüttern!

Gegen  den  Komplott  aus  AfD,
Neonazis und Kapital!
von Sani Meier, REVOLUTION-Zeitung Januar 2024

Die  CORRECTIV-Redaktion  veröffentlichte  gestern  ihre  Undercover-
Ermittlungen zu einem geheimen Treffen der Neuen Rechten im November
bei  Potsdam.  Mit  dabei  waren  hochrangige  AfDler:innen,  Neonazis  der
Identitären Bewegung,  CDU-Politikerinnen und superreiche Unternehmer.
Gemeinsam wurde am „Masterplan“ gearbeitet unter anderem mit dem Ziel:
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Die  Ausweisung  mehrerer  Millionen  migrantisierter  Menschen  aus
Deutschland,  egal  ob  mit  deutschem  Pass  oder  ohne.

Eigentlich sollte keine:r von dem Treffen erfahren, die Organisatoren nutzten
zur Kommunikation nur Briefe – niemandem sollte man etwas nachweisen
können. Doch die Reporter:innen von CORRECTIV wurden informiert und
konnten verdeckt vor Ort recherchieren: Gemeinsam mit führenden Köpfen
der Identitären Bewegung wie Martin Sellner und der rechten Hand von AfD-
Vorsitzender Alice Weidel trafen sich Politiker:innen der CDU mit reichen
Konzernbossen und Juristen, die bereit sind, eine neue rechte Bewegung in
Deutschland zu finanzieren. 5 Tausend Euro mussten im Voraus gespendet
werden,  um teilnehmen zu dürfen.  Das Ziel:  Vor der nächsten Wahl soll
bewusst durch Flugblätter und Werbung Misstrauen gegenüber den Wahlen
und öffentlich-rechtlichen Medien erzeugt werden. Gleichzeitig wollen sie
hohe Summen in den Aufbau rechter Influencer-Netzwerke stecken, um vor
allem junge Menschen für ihre rassistischen Ziele zu gewinnen.

Das alles soll  dem sogenannten „Masterplan“ von Martin Sellner dienen:
Menschen  nicht-deutscher  Herkunft  sollen  trotz  deutschem  Pass  aus
Deutschland ausgewiesen werden und gemeinsam mit allen, die Flüchtlingen
helfen, auf eine „afrikanische Insel“ umgesiedelt werden. Ähnliches planten
die  Nazis  bereits  1940,  als  sie  vier  Millionen  Jüdinnen  &  Juden  nach
Madagaskar deportieren wollten. Die AfD-Bundestagsabgeordnete Gerrit Huy
beteuert, sie träume davon schon lange. Deshalb sei die AfD auch nicht mehr
gegen die  doppelte  Staatsbürger:innenschaft:  „Denn dann kann man die
deutsche wieder wegnehmen, sie haben immer noch eine.“ Menschen mit
Migrationsgeschichte sollen also bewusst hinters Licht geführt werden, um
sie später von Wahlen auszuschließen und abzuschieben. Ulrich Siegmund,
AfD-Fraktionsvorsitzende  in  Sachsen-Anhalt  ergänzt,  man  wolle  das
Straßenbild  ändern,  ausländische  Restaurants  unter  Druck  setzen  und
Sachsen-Anhalt  „für  dieses  Klientel“  möglichst  unattraktiv  zum  Leben
machen. Was hier passiert, ist die geplante Vertreibung von Millionen von
Menschen,  juristisch  vorbereitet  und  finanziert  durch  das  Kapital  und
gewaltbereiten  Neonazis.

All das ist kein verschwörerisches Treffen ungefährlicher rechter Spinner,



sondern eine reale Bedrohung: Laut aktuellen Umfragen wäre die AfD in
mehreren  deutschen Bundesländern  aktuell  stärkste  Kraft.  Was  hier  von
Neonazis der Identitären Bewegung ausgearbeitet  wurde,  wird durch die
anwesenden AfDler:innen in die Partei getragen und politische Realität – die
Vorbereitungen  darauf  laufen  schon  jetzt.  Im  Hintergrund  werden  hohe
Summen  Geld  locker  gemacht  und  Netzwerke  ausgebaut.  Als  möglicher
Verbündeter wird wohl der ehemalige Chef des Verfassungsschutzes Hans-
Georg  Maaßen  gehandelt,  über  dessen  Parteigründung  schon  länger
spekuliert wird. Über die sozialen Medien sollen bewusst junge Menschen
geködert  werden.  Bereits  jetzt  berichten  Schüler:innen  in  Berlin  von
Neonazis,  die  vor  ihren  Schulen  Flyer  verteilen.
Es ist also allerhöchste Zeit, uns zu organisieren und den Aufstieg rechter
Bewegungen zu verhindern!

Spätestens seit dem NSU, NSU 2.0 & den rassistischen und antisemitischen
Anschlägen von Hanau & Halle ist klar, dass uns der Staat nicht vor rechter
Gewalt schützen kann. Auf Polizei & Verfassungsschutz ist kein Verlass, denn
sie sind selbst durchsetzt von Rechten und setzen rassistische Kontrollen und
Abschiebungen  durch.  Es  ist  unsere  Aufgabe  uns  als  Schüler:innen,
Studierende,  Arbeitende  und  Unterdrückte  dieses  Systems
zusammenzuschließen und Neonazis  den Kampf anzusagen.  Das bedeutet
sowohl,  ihre Demonstrationen zu blockieren und ihre Veranstaltungen zu
stören,  als  auch an Schulen,  Unis  und Betrieben Komitees zu bilden.  In
diesen  können  wir  Besuche  von  Rechten  an  den  Schulen  melden,  uns
vernetzen,  Aktionen  dagegen  planen  &  für  unsere  Sicherheit  sorgen.
Gleichzeitig muss unsere Bewegung die realen sozialen Probleme & Fragen
der Menschen beantworten. Rassismus & weitere Unterdrückungen haben
ihre  Wurzel  im  kapitalistischen  System,  welches  durch  unsere  Spaltung
weiter Profit macht. Deshalb brauche wir ein revolutionär-antikapitalistisches
Programm,  das  für  die  sozialen  Interessen  der  Lohnabhängigen,
Krisengebeutelten  und  Unterdrückten  kämpft,  um  den  Aufstieg  der  AfD
aufhalten zu können.

Für die Zerschlagung des Verfassungsschutz und die



Entwaffnung  der  Polizei-  Wir  brauchen  stattdessen
antifaschistischen  Selbstschutz  durch
Arbeiter:innenmilizen!

Für den Aufbau einer antifaschistischen Einheitsfront
aus allen linken Organisationen und Organisationen der
Arbeiter_Innenklasse!

Umfairteilen  –  Alle  auf  die
Straße am 29. September

Aktion der Antikrisenbewegung 2011
vor einer Berliner Bank!

Die Krise greift um sich! Nicht nur in Spanien und Griechenland, sondern
auch  in  Deutschland  sind  wir  Jugendlichen  von  massiven  Kürzungen
betroffen. Zwar haben wir noch keine Jugendarbeitslosigkeit von 50%, wie in
Südeuropa. Doch auch in Deutschland gibt es zahlreiche Sparmaßnahmen an
Schulen und Unis, vor allem Jugendzentren sind von Schließungen betroffen.
Unsere Perspektiven sind miserabel: Kaum gute Ausbildungsplätze, schlechte
Arbeitsbedingungen und das bei sinkendem Lohn.

Warum sollen ausgerechnet wir  für diese Krise hinhalten? Warum sollen
nicht die, die Krise verursacht haben, nämlich die Banken und Konzerne,
bezahlen? Als Antwort auf diese Frage ruft das Bündnis „UmFAIRteilen“ am
29. September zum bundesweiten Aktionstag auf. Es fordert die Reichen zu
besteuern und Abgaben auf hohe Vermögen zu leisten.

Wir  von  REVOLUTION  unterstützen  diese  Forderungen,  doch  unserer
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Meinung nach braucht es mehr! Wir wollen das System beenden, das die
Grundlage  der  Machenschaften  der  Reichen  ist.  Dafür  brauchen  wir
europaweite  Aktionen  –  getragen  von  Jugendlichen,  Gewerkschaften  und
sozialen Bewegungen.

Beteiligt euch am 29. September an den Aktionen von „UmFAIRteilen“ –
organisiert den Widerstand gegen das Europa des Kapitals!

Ruecknahme und stopp aller  Sparmassnahmen und reaktionaeren
Gesetze!
Massive Besteuerung von Reichtum und Gewinnen!
Fuer  einen  Schuldenschnitt  verschuldeter  Staaten,  Nein  zur
antisozialen Schuldenbremse!
Enteignet die Banken unter Kontrolle der Arbeiter_innen und kleinen
Sparer zu einer zentralen Staatsbank!
Fuer  d ie  entschaedigungs lose  Verstaat l ichung  der
Schlüsselindustrien  unter  Arbeiterkontrolle,  anstatt  weiterer
Privatisierungen!

Kurzaufruf von REVOLUTION-Berlin, ein längerer inhaltlicher Artikel
folgt in Kürze

Nazis blockieren – aus Dortmund
verjagen  –  Gegenwehr
organisieren!

Auch  dieses  Jahr  wollen  die
Faschisten versuchen in Dortmund
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aufzumarschieren  –  auch  dieses
Jahr  werden  wir  uns  ihnen
entgegenstellen!

Faschos  marschieren  am  sogenannten  „Nationalen  Antikriegstag“  in
Dortmund.  Auch  dieses  Jahr  wollen  sie  den  Beginn  des  größten
Vernichtungskrieges  der  Geschichte  am  1.  September  1939  feiern.  Das
wollen wir verhindern. Wir wollen auch für die Zukunft klar machen, dass sie
niemals  und  nirgendwo  marschieren  können,  sondern  dass  sie  sich  auf
unsere Gegenwehr verlassen können – und dass wir uns dabei nur auf unsere
eigenen Kräfte verlassen können.

Wenn  wir  in  den  letzten  Monaten  etwas  über  Polizei,  Staats-  und
Verfassungsschutz  gelernt  haben,  dann  eines:  Diese  Organisationen
bekämpfen die Nazis nicht, sie schützen niemanden vor Nazi-Gewalt. Sie sind
selbst  durchsetzt  von  Faschos  und  das  ganze  Ausmaß  der  Verstrickung
zwischen  Nazi-Terrorgruppen  und  Behörden  wird  niemals  offengelegt,
sondern  mit  Lügen  und  Geheimnistuerei  verschleiert.

Zwar hat  die  Landesregierung am 23.  August  drei  Kameradschaften
verboten und eine Razzia gegen sie geführt – doch der Staat verhindert

nicht,  dass  Nazis  regelmäßig  Migrant_innen,  Linke  oder  Homosexuelle
überfallen – zuletzt am 6. August in Dortmund. Nazis werden noch nicht
einmal für Mordversuche angemessen bestraft. Stattdessen kommen sie mit
milden  Strafen  davon  oder  werden  mit  abenteuerlichen  Begründungen
freigesprochen.  So  behauptete  ein  Gericht,  der  angeklagte  Nazi  habe in
Notwehr  gehandelt,  als  er  am  1.  Oktober  2011  einen  unbewaffneten
Antifaschisten in Riegel mit dem Auto angefahren und schwer verletzt hatte!

Darum sagen wir: Vor Nazis müssen wir uns selber schützen – Nazis von
der Straße jagen – bei Faschoangriffen Gegenwehr organisieren!

Geht am 1. September auf die Straße, um die Nazis aus Dortmund zu werfen!
In  Dortmund  existiert  eine  der  stärksten  Naziszenen  Deutschlands.
Kameradschaften,  rechte  Hools,  autonome  Nationalisten,  NPD,  DVU,
Republikaner,  Pro  NRW und  andere  nationalistische  Gruppen  –  für  den
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„Nationalen Antikriegstag“  ziehen sie  alle  an einem Strang.  Machen wir
diesem Treiben ein Ende!

Vertraut nicht dem Staat, organisiert die soziale Revolution

Kundgebung  gegen  das
Campverbot

Von  den  SPD-geführten  Regierungen  wurde  diese  Gefahr  jahrelang
geleugnet.  Mit  der  Einsetzung  des  neuen  Polizeipräsidenten  Norbert
Wesseler kam ein „Kurswechsel“. Er ist ein selbsternannter Antifaschist –
und das bedeutet in Wirklichkeit: Das „Demonstrationsrecht“ der Nazis will
er schützen, dem Antifa-Camp spricht er den Charakter einer politischen
Versammlung ab. Es soll daher verboten werden! Antifaschist_innen müssen
wie üblich mit massiver Repression und Außerkraftsetzung des gesetzlichen
Demonstrationsrechtes rechnen. Den Faschos hingegen wird der Weg frei
geprügelt, damit sie ihre reaktionäre Hetze auf die Straße tragen können!

Deutsche Polizisten schützen die
Faschisten mit allen Mitteln!

Wir sollten nie auf den bürgerlichen Staat vertrauen, wenn er vorgibt, die
Nazis zu bekämpfen – denn meist tut er das Gegenteil! Und wenn nötig, sind
ihm  Nazi-Terrorbanden  willkommene  Helfer,  um  Bedrohungen  von  links
auszuschalten. Dass dies auch heute noch so ist, zeigt die Entwicklung in
Griechenland:  Gemeinsam greifen  Nazis  und  Bullen  Migrant_innen  an  –
verfolgt  werden  Nazis  nicht,  denn  die  Hälfte  der  Polizisten  sind  selbst
Anhänger der Nazi-Partei „Goldene Morgenröte“.

Um Nazis wirklich zu besiegen, müssen wir ihnen die politische Grundlage
entziehen –  denn sie  stellen  sich  als  scheinbar  radikale  Alternative  zum
kapitalistischen Krisenprogramm, zu Verarmung und Prekarisierung dar –
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und richten ihr  reaktionäres  rassistisches  Programm an Jugendliche  und
durchaus auch an Arbeiter_innen. Sie können nur gewinnen, wenn die Linke
nicht  selbst  eine  wirkliche  Alternative  zum  kapitalistischen  Ruin,  zu
Sparpolitik  und  Verarmung  anbietet!

Keine bürgerlichen Bündnisse – für die Arbeitereinheitsfront

Aus diesem Grund beteiligen wir uns nicht an Bündnissen gegen Rechts,
wenn diese selbst konservative Kräfte umfassen. Ihre Stellungnahmen und
Aktionen richten sich nicht nach den Erfordernissen des Kampfes, sondern
danach, was für bürgerliche „Partner“ gerade noch „tragbar“ ist.

CDU, FDP und die Kirche sind keine Bündnispartner im Kampf gegen Nazis,
sondern  erst  ihre  rechte,  arbeiterfeindliche,  kapitalistische  und
imperialistische Politik  bereitet  den Nährboden,  auf  dem der Faschismus
wächst! Wo bürgerliche oder „Volksfront“- Bündnisse sich „Antifaschismus“
auf die Fahnen schreiben, tun sie alles,  um wirkungsvolle,  entschlossene
Aktionen zu vermeiden: Lichterketten, Gottesdienste oder Demokratiefeste
sind  keine  Kampfmittel  gegen  Nazis  –  stoppen  können  wir  sie  nur  mit
Demonstrationen, Blockaden und Selbstverteidigungskomitees.

Die  Unmöglichkeit  eines  Bündnis  mit  bürgerlichen  Kräften  wird  auch
offensichtlich,  wenn diese  ihre  Aktivität  als  „Kampf  gegen Extremismus“
ausdrücken – darunter kann man zwar Nazis verstehen, tatsächlich richtet
s ich  diese  Floskel  aber  immer  zuerst  gegen  uns,  Linke  und
Antikapitalist_innen.  Denn  bürgerliche  Regierungen  tolerieren  seit
Jahrzehnten die Existenz von Nazi-Gruppen in Deutschland, solange diese
nicht „über die Stränge schlagen“ (wie zuletzt geschehen).

Ob hier oder in Griechenland – für
d i e  a n t i f a s c h i s t i s c h e
Arbeitereinheitsfront!

Im Kampf gegen linke Organisationen nutzen sie dagegen jeden Spielraum,
hebeln Grundrechte aus und genieren sich nicht, dabei auch regelmäßig von
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Gerichten  zurechtgewiesen  zu  werden.  Unsere  Alternative  zu
Volksfrontbündnissen, aber auch zur Taktik der autonomen Bewegung, den
entschlossenen Antifaschismus zur Domäne kleiner Gruppen zu machen, ist
die Schaffung einer Einheitsfront der Arbeiterklasse, der MigrantInnen, der
Jugend. Letztlich richtet sich der Faschismus nämlich genau gegen diese. Er
ist nicht „nur“ ein reaktionäre, rassistische Bewegung neben vielen anderen
– sondern eine zur Zerschlagung der organisierten Arbeiterbewegung. Daher
rufen wir die Gewerkschaften, alle Arbeiterparteien und Organisationen dazu
auf, den Nazis mit allen Mitteln und organisiert entgegenzutreten.

Wir wollen den Faschisten jede Tribüne entziehen – auf der Straße, aber
auch an Schulen, Unis, in den Betrieben, im Wohnviertel. Der Kampf gegen
Nazis ist die Aufgabe der Arbeiter_innen, der unterdrückten Jugend und aller
linken Organisationen. Er muss verbunden werden mit dem Kampf gegen
Krisenabwälzung, Arbeitslosigkeit, Sozialabbau! Daher ist jeder Kampf gegen
„Bankenrettung“,  gegen „Sparpakete“  in  Deutschland,  Griechenland oder
Spanien  –  und  ganz  besonders  jeder  Erfolg  in  der  internationalen
Vereinigung  dieser  Kämpfe  –  auch  ein  Schritt  im  Kampf  gegen  Rechts!

Macht  den  „Nationalen  Antikriegstag“  zum  Desaster  –  mit  allen
Mitteln: Blockieren, verhindern!
Für die Durchsetzung unseres Demonstrationsrechtes! Verteidigung
von Demonstrationen und Camp!
Selbstverteidigungskomitees von Arbeiter_innen, MigrantInnen und
Jugendlichen und allen, die von Nazi-Gewalt bedroht sind!
Zerschlagt Nazi-Gruppen und Verfassungsschutz!
Kampf  gegen  Krise  und  Sparprogramm  verbinden  mit
antifaschistischem Kampf – international!
Unterstützt die Proteste in Griechenland – dort sind Nazis eine noch
weitaus größere Gefahr!

24. August bis 2.September | Antifa Camp| Dormtund |  AZ Mülheim

1.  September  |  Blockaden  und  Demonstrationen  gegen  den
Naziafumarsch  |  Dortmund

Wenn du oder ihr gemeinsam mit REVOLUTION nach Dormtunf fahren wollt,

http://www.antifacamp.org/
http://dortmundquer.blogsport.de/allgemein/
http://dortmundquer.blogsport.de/allgemein/


dann meldet euch unter germany[ät]onesolutionrevolution.de!

Wahlen  in  Griechenland  –
Troika-Diktat  oder
Arbeiterregierung?

Sririzy  Kandidat  Tsipras  hofft  auf
einen Sieg bei den Wahlen, der Sieg
der  Arbeiterklasse  kann  aber  nur
durch  den  Kampf  auf  der  Straße
entschieden werden.

Die Wahl in Griechenland wird zu einem Referendum über die Fortsetzung
des EU-Kurses mit seinen Spardiktaten – oder für eine linke Regierung gegen
das  Spardiktat,  wie  es  SYRIZA  verspricht.  Die  Radikalisierung  der
Arbeiterklasse  und  die  gesellschaftliche  Polarisierung,  die  den  massiven
Zuwachs  von  SYRIZA  auf  16,7%  im  Mai  erklären,  werden  sich  weiter
zuspitzen.

Der massive Zulauf für SYRIZA bei den Wahlen, wo sie ihren Stimmanteil fast
vervierfachen konnte, drückt eine Radikalisierung und Polarisierung aus. Alle
Umfragen sehen eine Zunahme von SYRIZA einerseits voraus, andererseits
auch eine Zunahme der rechts-konservativen Nea Demokratia.

Der Zulauf für SYRIZA, die selbst eine Allianz von reformistischen Parteien
wie Synaspismos, die Teil der europäischen Linkspartei ist, und kleineren,
radikaleren Parteien und Gruppierungen (z.B. die maoistische KOE) ist, ist
daher  leicht  zu  erklären.  SYRIZA  und  Tsipras  haben  den  Massen  eine
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Machtalternative  versprochen,  die  ihnen  in  dieser  Situation  unbedingt
notwendig und auch realistisch erscheint. Die anderen linken Kräfte sind zu
wankelmütig-opportunistisch wie DIMAR, eine Rechtsabspaltung von SYRIZA
von  2010.  Die  KKE  wiederum  lehnt  eine  „linke  Regierung“  ab  –  und
vertröstet die Massen damit,  dass eine „echte Volksregierung“ nur unter
ihrer Führung zu Stande kommen könne. Da diese in weiter Ferne ist, ziehen
die  Massen  die  Wahl  einer  Partei  vor,  die  heute  eine  „andere  Politik“
verspricht.  Antarsya,  eine  Koalition  kleinerer  Gruppierungen  mit
revolutionärem Anspruch,  ist  zu klein und isoliert,  um eine unmittelbare
Alternative für die Massen bieten zu können.

Die  gr iech ische  Jugend  und
A r b e i t e r k l a s s e  s i n d  z u m
revolutionären Kampf, der über eine
historische  Niederlage  oder  einen
historischen Sieg entscheiden wird,
gezwungen,...

Der Aufstieg von SYRIZA ist jedoch keineswegs das Resultat des besonderen
politischen  Geschicks  von  Tsipras  –  und  erst  recht  nicht  seiner
„hemmungslosen Demagogie, welche die FAZ als „gemeingefährlich“ ansieht.

Er ist Resultat einer revolutionären Krise, der politischen Zuspitzung des
Klassenkampfes. Seit Jahren haben die griechische Arbeiterklasse und die
Jugend,  ja  auch  große  Teile  der  städtischen  Mittelschichten  und  des
Kleinbürgertums versucht, die Angriffe der Regierungen zu stoppen: durch
eine Reihe befristeter Generalstreiks, durch die Besetzungen des Syntagma-
Platzes (des zentralen Platzes von Athen), durch eine wachsende Zahl von
längeren  Streiks  und  Betriebsbesetzungen  inklusive  der  Fortführung
einzelner  Unternehmen  unter  Arbeiterkontrolle.

Das Programm von SYRIZA

Im Wahlkampf nimmt der Zulauf zu SYRIZA weiter massiv zu – und nicht nur
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zur  Partei.  Die  „Volksversammlungen“,  die  als  eine  Mischung  aus
Wahlveranstaltung,  Stadtteilversammlung  und  Ortsgruppentreffen  von
SYRIZA  stattfinden,  ziehen  regelmäßig  hunderte,  wenn  nicht  tausende
Menschen  an.

In dieser Situation stellt SYRIZA einen „Sofortplan“ von fünf Punkten ins
Zentrum der Wahlagitation:

Beseitigung  der  „Memoranden“,  aller  Sparmaßnahmen  und  der1.
Gegenreformen im Arbeitsrecht, die das Land zerstören
Nationalisierung  der  Banken,  an  die  mit  den  öffentlichen2.
Hilfeleistungen viel gezahlt worden ist
Moratorium der Schuldenzahlung und ein Audit, das es ermöglichen3.
wird, die illegitimen Schulden anzuprangern und zu streichen
Abschaffung der Immunität der MinisterInnen4.
Abänderung des Wahlrechts, durch das es Pasok und Nea Dimokratia5.
möglich war, zum Schaden der griechischen Bevölkerung zu regieren
und das Land in die Krise zu stürzen.

Dieser  „Sofortplan“  –  und  auch  das  längere  und  radikalere  40-Punkte
Programm für die Wahlen – ist ein reformistisches Programm. Es bleibt auf
dem Boden der bürgerlichen Eigentumsverhältnisse, es stellt weder diese
noch den bürgerlichen Staat in Frage.

. . . a u f  d e n  s i c h  d i e
griechische  Polizei...

Für  die  griechische  und  europäische  Bourgeoisie  ist  es  jedoch  eine
Kriegserklärung.  Denn selbst  die  Umsetzung dieser  Forderungen ist  nur
möglich, wenn SYRIZA an der Regierung weiter ginge, als ihrer Führung lieb
ist. Die Vorstellung von Tsipras, dass sich die EU, der IWF, die EBZ, die
deutsche Regierung durch die Drohung katastrophischer Auswirkungen eines
griechischen Bankrotts zu „Neuverhandlungen“ und weiteren Finanzspritzen
für das Land dauerhaft zwingen ließen, ist eine Illusion.
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Im  Gegenteil:  Die  Imperialisten  würden  offen  oder  verdeckt  an  der
Destabilisierung und dem Sturz einer solchen Regierung arbeiten – bis hin
zum Mittel, eine offen autoritäre Regierung zu schaffen, die sich auf Militär,
Ausnahmezustand und faschistische Banden stützt.

...die Faschisten...

Revolutionäre KommunistInnen müssen daher vor den Illusionen warnen, die
SYRIZA und Tsipras verbreiten und die Arbeiterklasse, ihre Avantgarde, die
Masse  der  Bevölkerung  darauf  vorbereiten,  weiter  zu  gehen,  als  ihre
aktuellen, reformistischen FührerInnen es wollen.

Wir  rufen  zur  kritischen  Unterstützung  von  SYRIZA auf.  Im Falle  eines
Wahlsieges – sei  es eines absoluten wie auch einer relativen Mehrheit  –
fordern wir von SYRIZA, von DIMAR, KKE und den Gewerkschaften: Brecht
mit der Bourgeoisie! Kämpft für die Bildung einer Arbeiterregierung!

. . . u n d  d i e
i n t e r n a t i o n a l e
Bourgeoisie  mit
Institutionen  wie
d e r  T r o i k a ,
vorbereiten.

Die  Bewegung  kann  und  muss  diese  –  im  Grunde  bürgerliche
Arbeiterregierung  –  bei  allen  fortschrittlichen  Maßnahmen,  gegen  die
unvermeidlichen  Sabotageakte  des  Imperialismus  und  der  Reaktion
verteidigen.  Dazu  müssen  umgekehrt  von  einer  solchen  Regierung  die
Entwaffnung  der  Konterrevolution  und  die  Legalisierung  von
Arbe i te rkon t ro l l e ,  En te ignung  und  d ie  Bewaf fnung  von
Selbstverteidigungsorganen  der  Klasse  gefordert  werden.
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Dieser Kurs muss mit der Propaganda und Agitation für ein Programm von
Übergangsforderungen verbunden werden, das zum Sturz der Herrschaft der
Bourgeoisie führt, zur Errichtung der Macht der Arbeiterklasse, zur Diktatur
des Proletariats, wie es Marx nannte.

Ein unerlässlicher Teil dabei ist die Schaffung von proletarischen Kampf- und
potentiellen  Machtorganen,  auf  die  sich  eine  solche  revolutionäre
Übernahme  der  Macht  stützen  könnten:  von  Räten  und  Milizen.

Forderungen

Die  Stadtteilversammlungen,  die  Versammlungen  in  besetzten  Betrieben
können zu Räten, zu Organen einer zukünftigen Staatsmacht werden. Diese
sollten auf regionaler und landesweiter Ebene in Form eines Rätekongresses
zentralisiert  werden,  der  von  den  Arbeiterparteien  die  Umsetzung  eines
Aktionsprogramms gegen die Krise fordert:

Streichung der Schulden, Stopp des IWF/EU-Diktats! Entschuldung
der Kommunen! Einführung eines Außenhandelsmonopols!
Aufhebung aller arbeiterfeindlichen Gesetze wie der Abschaffung des
Tarifrechts,  der  Absenkung  des  Mindestlohns,  der  Erhöhung  von
Massensteuern und von Entlassungen!
Öffnung  der  Geschäftsbücher,  Verträge  und  Transaktionen  der
Banken und des Staates! Progressive Besteuerung der Reichen und
Vermögensbesitzer, Abschaffung der Massensteuern!
Preiskontrollkomitees für Nahrungsmittel, Wohnungen usw., um der
Preissteigerung zu begegnen sowie eine gleitende Skala der Löhne
und Sozialeinkommen (Arbeitslosengeld, Renten …)!
Mindestlohn, Mindestrenten, freier Zugang zu Bildung, Schulen, Unis
und das Gesundheitswesen!
Maßnahmen, um Kleinbürgertum, Bauern und Fischer vor dem Ruin
zu bewahren – einschließlich günstiger Kredite bei gleichzeitiger
Sicherung  der  Arbeiterrechte  in  allen  privaten  und  öffentlichen
Unternehmen!
Entschädigungslose  Enteignung  der  Banken,  imperialistischen
Investoren,  der  Großindustrie  und  Großgrundbesitzer!



Verstaatlichung aller geschlossenen Betriebe und Wiedereinstellung
der Entlassenen unter Arbeiterkontrolle!
Zentralbank  unter  Arbeiterkontrolle!  Demokratische  Planung  der
Großindustrie  und ein  öffentliches  Beschäftigungsprogramm unter
Arbeiterkontrolle, um die Wirtschaft wieder in Schwung zu bringen
sowie Aufteilung der Arbeit auf alle Hände, um die Arbeitslosigkeit
abzuschaffen!

Eine wirkliche Arbeiterregierung müsste sich auf ein solches Programm, auf
Räte und Milizen stützen. Sie müsste die Kontrolle des Oberkommandos über
die  Armee  durch  Soldatenräte  brechen  und  die  Arbeiterklasse  und  die
Massen durch Bildung einer Arbeiter- und Volksmiliz bewaffnen.

D e m  k a n n  n u r  e i n e
A r b e i t e r r e g i e r u n g  e t w a s
entgegensetzen. Syriza, KKE, Dima
und  Antarsya  müssen  aufgerufen
werden für eine solche unter oben
genannten  Forderungen  zu
kämpfen.  Letzt l ich  kann  die
Revolution  jedoch  nur  durch  eine
r e v o l u t i o n ä r e  g e f ü h r t e
Arbeiterregierung - die Diktatur des
Proletariats  -  wirklich  erfolgreich
sein. Dafür bedarf es dringend einer
r e v o l u t i o n ä r e n
internationalistischen Partei!

Es wäre aber eine Utopie, von SYRIZA, KKE oder anderen Massenparteien in
Griechenland  eine  konsequente  Umsetzung  eines  solchen  Programms  zu
erwarten.  Das kann nur  eine genuin revolutionäre Arbeiterpartei  leisten.
Doch  eine  solche  wird  nur  geschaffen  werden  können,  wenn  es  die
fortgeschrittensten Kräfte der Arbeiterbewegung, jene radikalen Linken und
AktivistInnen,  die  heute  v.a.  in  SYRIZA  und  wahrscheinlich  zu  einem
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geringeren Teil in Antarsya wirken, vermögen, die Avantgarde und diese die
Masse der Arbeiterklasse zu gewinnen, die sich heute SYRIZA zuwendet.

Der  gemeinsame  Kampf  mit  den  reformistischen  ArbeiterInnen,  die
Schaffung  einer  Einheitsfront  der  Arbeiterklasse  ist  dafür  eine
Grundvoraussetzung.  Nur  so  –  in  der  praktischen  Erfahrung  werden  sie
lernen können, dass wie weiter gehen müssen, als es ihren reformistischen
oder auch zentristischen Führungen lieb ist.

Der Kampf für eine Arbeiterregierung ist daher heute eine, wenn nicht die
aktuellste, Schlüsselfrage der griechischen Revolution.

Martin Suchanek,  übernommen aus der Arbeitermacht Publikation
„Neue Internationale“ 170, Juni 2012

Die deutsche Linke und die Krise
– Aktionskonferenz in Frankfurt
beschließt Proteste im Mai

Das Bild zeigt eine der Plenarphasen
der Konferenz, in der die Aktionstage
vom  17.-19.  Mai  in  Frankfurt
beschlossen  wurden.

Vom 24. bis 26. Februar fand in Frankfurt die erste große Aktionskonferenz
diesen Jahres zur Vorbereitung der Krisenproteste im kommenden Frühling
statt. Auf der Konferenz, die mit 400 Teilnehmer_innen gut besucht war, fiel
insbesondere die hohe Dominanz von Mitgliedern der Interventionistischen
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Linken (IL) und Attac auf, während die LINKE, der DGB und Parteien, wie
DKP und MLPD nur vereinzelt oder gar nicht vertreten waren.

Auch wir von REVOLUTION fuhren gemeinsam mit Genoss_innen der Gruppe
Arbeitermacht (GAM) nach Frankfurt, da die aktuelle Situation in Europa es
erforderlich macht, gemeinsam mit anderen, Massenproteste auf die Straßen
zu bringen und sich gegen sämtliche Maßnahmen, die zur zunehmenden
Verarmung  und  Unterdrückung  der  Jugendlichen  und  der  arbeitenden
Bevölkerung  führen,  zu  wehren.

An Aktionen, die beschlossen wurden, mangelte es auf der Konferenz nicht.
So wurde die Demonstration zur Europäischen Zentralbank in Frankfurt am
31. März bestätigt, fortführend mit einem weltweiten Occupy-Aktionstag am
12. Mai, an dem man sich beteiligen wolle, und dem Beschluss vom 17.-19.
Mai  in  Frankfurt  Blockaden  des  Bankenviertels  und  eine  internationale
Großdemonstration zu organisieren. Die Herausforderung dabei ist, dass die
Gesamtchoreographie,  die  Blockaden  am 18.  Mai  und  im  speziellen  die
internationale Demonstration am 19. Mai große Massen begeistern müssen,
um politische Stärke zu gewinnen.

Zur Lösung dieses Problems hätte die Konferenz jedoch über die aktuelle
Situation des deutschen Klassenkampfes – über reale Auseinandersetzungen,
wie die Tarifrunden, die Rolle des deutschen Kapitals in der EU und wie man
Kontakt zu Jugend- und Arbeiterorganisationen in Griechenland, Italien oder
Spanien aufnehmen könnte – reden müssen. Die Diskussion, die von Gruppen
wie  SAV,  RSB,  REVOLUTION,  GAM,  der  Gewerkschaftslinken  und
Jugendgewerkschaftern  gefordert  wurde,  hätte  sich  auch  auf  Fragen
beziehen müssen, wie man die Organisationen, die auf der Konferenz fehlten,
für  gemeinsame Mobilisierungen gewinnen könnte.  Doch  das  wurde  von
Attac und IL bürokratisch unterbunden!

Aussagekräftiges  Bild  über  die
deutsche  Außenpolitik...
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Und genau an dieser Stelle setzt unsere Kritik an der Konferenz an. Am
Samstagabend setzte sich die Redaktionsgruppe zusammen, um gemeinsam
einen Vorschlag für eine Resolution zu erarbeiten, die dann am nächsten Tag
im Gesamtplenum besprochen und abgestimmt werden sollte. Soweit, so gut.
Während  d ieser  Debatte  um  den  Aufrufvorschlag  bezogen
Interventionistische Linke, Attac und einige Occupy-Aktivisten die Position,
dass man den Aufruf so allgemein wie möglich gestalten solle. Man bräuchte
keine Forderungen und auch die Kritik an der jetzigen Situation dürfte nicht
konkretisiert werden. So lehnten diese Gruppe strikt Forderungen, wie die
„Streichung  der  Schulden  der  südeuropäischen  Länder“  und  die
„Überführung der Banken in demokratisch kontrolliertes Gemeineigentum“,
ab.  Auch zu den momentan stattfindenden Tarifrunden wollte  man nicht
mehr  als  leere  Solidaritätsbekundungen  abgeben  –  die  Chance  der
Politisierung  großer  betrieblicher  Auseinandersetzungen  wurde  somit
verhindert. Selbst der Antrag von der Gruppe Arbeitermacht, in allen Städten
erneut  zum  Aufbau  und  der  Vernetzung  von  Antikrisenbündnissen
aufzurufen,  wurde  von  der  Moderation  unterbunden.

Die  Konferenz  war  eine  verpasste  Chance,  die  Bewegung  inhaltlich
voranzubringen  und  neue  Perspektiven  aufzuzeigen,  was  vor  allem  den
Manövern  von  IL  und  Attac  zuzuschreiben  ist,  die  sich  nicht  anders
verhielten, als noch ein Jahr zuvor die Bürokraten und Funktionäre von der
LINKEN und Ver.di. Was wir daraus schließen, ist ein falsches politisches
Verständnis dieser Gruppen im Bezug auf die Lösung der Krise.

Die Politik dieser Organisationen heißt, sich an die Spitze von Bewegungen
zu stellen und zu sagen, „wir haben ja sowieso keine Alternative zu diesem
ungerechten  System,  in  dem  wir  leben,  aber  man  muss  auch  mal  was
dagegen  machen“.  Gleichzeitig  wird  dieses  Verbrechen  mit  dem
„Individualismus“  des  einzelnen  Teilnehmers,  dem  man  ja  nichts
vorschreiben wolle, gerechtfertigt. Der Erkenntnis, dass der „Einzelne“ in
der Gesellschaft momentan natürlich ein bürgerliches Bewusstsein hat, dem
man aber eine klassenkämpferische Alternative entgegenstellen sollte, für
die es sich auch für den „Einzelnen“ lohnt auf die Straße zu gehen, gerade
um  Vereinzelung,  Ohnmacht  und  Perspektivlosigkeit  zu  überwinden,



verweigern sich diese Leute. In Wahrheit fürchten sie sich sogar davor, dass
wenn man für einen Schuldenschnitt in Griechenland oder die Erfüllung der
Ziele der Tarifrunde eintreten würde, (Zitat eines Attac´lers) „auch andere
Spektren Forderungen erheben könnten.“ Man stelle sich nur das Gräuel vor,
wenn beispielsweise Erwerbslose oder Migrantinnen Forderungen erheben
und in die Antikrisenbewegung tragen würden – die könnten ja dann gar
nicht  mehr  auf  einen  Flyer  passen!  Daher  stellt  man  lieber  keine
Forderungen auf und wundert sich, dass sich die Bewegung nicht von allein
vergrößert .. Im besten Fall kommen die Gleichen wie sonst auch.

Der Aufruf, den die KKE mit einem
Transparent  vergangenes  Jahr  an
die  europäische  Bevölkerung
richtete,  gilt  besonders  für  die
deutsche Jugend und Arbeiterklasse.
Es  ist  insbesondere  das  deutsche
Kapital,  das  Kürzungspakete  und
soziale Angriffe in der gesamten EU
diktiert.

Für die Jugendlichen und Arbeiter_innen in Europa, sowie die von der Krise
in  Deutschland  betroffenen  Beschäftigten,  die  gegen  die  Angriffe  der
Kapitalisten kämpfen wollen, ist ein solches Verhalten jedenfalls ein Schlag
ins Gesicht.

Doch bei  aller  Kritik,  gab es  auch positive Ansätze,  wie die  Absprachen
zwischen  Jugendgewerkschaftern,  die  gemeinsame  praktische  Vorschläge
einbringen  wollten,  die  weitaus  linker  waren,  als  die  üblichen
Versprechungen  der  Gewerkschaftsführungen.  Auch  das  gemeinsame
Einbringen  von  Anträgen,  wie  dem  „Schuldenschnitt“  oder  der
„Vergesellschaftung der Banken“ durch SAV, SIB, GAM, RSB, REVOLUTION
und Gewerkschaftslinke war ein Schritt in die richtige Richtung, der vertieft
werden sollte. In den kommenden Mobilisierungen, an denen wir uns von
REVOLUTION  mit  aller  Kraft  beteiligen  werden,  gilt  es  sich  dies  ins
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Gedächtnis zu rufen!

Die  Aktionen  im  Mai  müssen  ein
kräftiges  Zeichen  für  die  deutsche
Anti-Krisenbewegung,  sowie  an  die
Arbeiterklasse Europas sein!

Wir werden für die Abhaltung einer weiteren Konferenz nach den
Maiaktionen  eintreten,  die  sich  mit  den  Fragen  beschäftigt,  die
bisher ungeklärt blieben. In der Zwischenzeit gilt es für den Aufbau
demokratisch legitimierter Strukturen und transparent organisierter
Aktionskonferenzen  der  Antikrisenbewegung  einzutreten,  die
ernsthafte  Beschlüsse  fassen  können.

Wir brauchen wieder Krisenbündnisse in jeder Stadt, in denen die
LINKE, linke Organisationen,  DGB-Gewerkschaften,  Schüler_innen-
und  Student_innenvertretungen,  Migrant_innen  und  Erwerbslose
vertreten  sind  und  gemeinsame  Aktionen  planen.

Die  internationalen  Berichte  von  Einzelnen  auf  der  Konferenz  in
Frankfurt waren sehr interessant. Es war aber problematisch, dass
keine  Diskussion  zugelassen  wurde,  geschweige  denn,  dass  die
Berichte so geplant waren, dass man konkrete Schritte hätte planen
können. Die Solidaritätserklärungen, die auf der Konferenz gemacht
wurden,  begrüßen wir natürlich,  doch wir dürfen nicht bei  ihnen
stehen  bleiben,  sondern  müssen  zum  gemeinsamen  europaweit
koordinierten  Klassenkampf  voranschreiten.  Wir  wollen  eine
europaweite  Aktionskonferenz,  die  beispielsweise  in  Griechenland,
Italien oder Spanien abgehalten werden sollte und zu der alle großen
(und kleinen) Organisationen und Bewegungen der Arbeiterklasse –
egal ob beispielsweise die Gewerkschaften aus Deutschland, Occupy
aus Spanien oder französische Gewerkschaften – eingeladen werden.
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Krisenbewegung  wiederbeleben
–  2012  zum  Krisenjahr  des
Kapitals machen!
Ein Aufruf von REVOLUTION

Für das Frühjahr 2012 wird zu zahlreichen bundesweiten Aktionen gegen die
Folgen der Wirtschaftskrise aufgerufen. Neben dem 1.Mai als traditionellem
Kampftag der Arbeiterklasse wird von unterschiedlichen Gruppierungen auch
auf den 31. März und zu einer Aktionswoche ab dem 15.Mai nach Frankfurt
mobilisiert. Zeitgleich werden mit den Tarifrunden im Öffentlichen Dienst
und in der Metall- und Elektroindustrie entscheidende Kämpfe von Millionen
Lohabhängigen gegen die Interessen der Bosse stattfinden.

Zur Koordinierung der Proteste wird zu internationalen Konferenzen
der Krisenbewegung am 25./26.02. in Frankfurt und am 28./29.04. in
Stuttgart aufgerufen. Dazu ist es höchste Zeit!

Besonders die Lage der Jugendlichen in Europa wie auch weltweit hat sich im
Zuge der Krise in den letzten Jahren dramatisch verschlechtert. Bereits im
August 2011 lag die Jugendarbeitslosigkeit in Griechenland bei fast 44%, in
Spanien bei 45%. Nicht zuletzt die massiv steigenden Nahrungsmittelpreise
haben die Jugend in der arabischen Welt dazu gezwungen, gegen ein System
zu  revoltieren,  das  ihnen  keinerlei  Perspektive  bietet.  In  Deutschland
hingegen  wurde  der  Niedriglohnsektor  massiv  ausgeweitet.

Fast 37% der jugendlichen Erwerbstätigen werden mit befristeten Verträgen,
Teilzeitarbeit, Leiharbeit und Niedriglöhnen abgespeist – Tendenz steigend.
Hinzu kommt die absehbare Verschärfung der Wirtschaftskrise und in deren
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Zentrum die Schuldenkrise der EU, welche zu weiteren Angriffen auf die
Jugendlichen,  Lohnabhängigen  und  Arbeitslosen  führen  werden.  Eine
Fortführung des Sozialabbaus und von Kürzungen im Bildungsbereich sind
vorprogrammiert und wurden mit der „Schuldenbremse“ festgeschrieben.

Wenn wir uns gegen die Abwälzung der Krisenkosten auf unsere Schultern
wehren  wollen,  dann  müssen  wir  uns  dagegen  zusammenschließen!  Die
Bildungsstreiks im Herbst und die Occupy-Bewegung sind ein erster Schritt
dazu und haben Zehntausende gegen Bildungsmisere und die Macht der
Banken auf die Straße gebracht. Die Proteste brachten die Wut großer Teile
der Jugend auf Kürzungsprogramme in Bildung und Sozialem einerseits und
milliardenschwere  Rettungsprogramme  für  Banken  andererseits  zum
Ausdruck.

Eine zentrale Schwäche der Proteste war es jedoch, dass weite Teile der
Bewegungen ihre Kritik vor allem an der „Dummheit“ oder „Gier“ Einzelner
fest  machten,  statt  die  Logik  hinter  dem Handeln  dieser  Einzelpersonen
aufzuzeigen: das kapitalistische System. Auch zeigte sich einmal mehr, dass
wir  unsere  Forderungen  nur  durchsetzen  können,  wenn  wir  uns  nicht
vereinzelt, sondern mit entschlossenem massenhaftem Widerstand zur Wehr
setzten.

Doch die großen reformistischen Organisationen wie SPD, Linkspartei und
Gewerkschaften  stellen  der  kapitalistischen  „Krisenbewältigung“  keine
Alternative  entgegen  und  lehnen  den  Kampf  gegen  die  Abwälzung  der
Krisenlasten  ab.  Es  ist  jedoch  notwendig,  die  Lohnabhängigen  und
Jugendlichen, die in Linkspartei, SPD und Gewerkschaften organisiert sind,
für unsere Bewegung zu gewinnen. Die anstehenden Tarifrunden und die
geplanten Krisenproteste machen eine Bündelung unseres Widerstands umso
wichtiger.

Wir  rufen  deshalb  alle  Aktivist_innen,  Bildungsstreikenden  und  Occupier
dazu auf, sich an den Protesten gegen die Krise zu beteiligen und mit uns
eine  schlagkräftige  internationalen  Bewegung  aufzubauen.  Um  dieser
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Bewegung eine Perspektive zu geben, ist es nötig, konkrete Forderungen
aufzustellen,  die  alle  unterdrückten  Schichten  im  Kampf  gegen  die
kapitalistische Krise und ihre Auswirkungen vereinen und eine gemeinsame
Grundlage für Aktionen bieten. Als Forderungen schlagen wir vor:

Kampf  gegen  al le  Sparpakete,  Rettungsschirme  und
Privatisierungen! Steichung der Staatsschulden in den „PIIGS“!
Für  e ine  99%-S teuer  au f  das  re i chs te  1%!  Für  e in
Investitionsprogramm in Bildung und Soziales!
Kampf  gegen  jede  Entlassung!  Enteignung  von  Betrieben,  die
entlassen unter Arbeiter_innenkontrolle!
Verbot  der  Leiharbeit!  Für  flächendeckende  Mindeslöhne,  deren
Höhe durch durch die Beschäftigten bestimmt wird!
Gegen rassistische Hetze – für praktische internationale Solidarität!

Beteiligt  euch  an  den  lokalen  Krisenbündnissen!  Kommt  zu  den
Krisen-Konferenzen  am  25./26.  Februar  nach  Frankfurt  und  am
28./29.  April  nach  Stuttgart!

Fordert  eure Bildungsstreikbündnisse auf,  die  Aktionen gegen die
Krise zu unterstützen!

Unterstützt die internationalen Aktionen gegen die Krise am 31. März
und von 15.-21. Mai in Frankfurt!

Regierungskrise:  Schwarz-Gelb
vor dem Kollaps?
Trotz der politischen Sommerpause hat sich die Krise der Regierung vertieft.
Die  anschließenden  Landtagswahlen  und  die  weitere  Zuspitzung  der
Schuldenkrise  beschleunigen  den  Zerfall  dieser  Bundesregierung.  Mitte
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September ließ sich sogar der Fraktionsvize der FDP-Bundestagsfraktion,
Zastrow, zu der Aussage hinreißen: „Wenns nicht klappt in einer Koalition,
muss man auch überlegen, diese zu beenden“. Aktueller Anlass für diese
Endzeitstimmung  ist  die  Diskussion  um  eine  „geordnete  Insolvenz“  für
Griechenland. Diese brachte Vizekanzler Rösler (FDP) ins Gespräch. Gegen
die EU-Rettungsfonds und Rettungsschirme (ESFS und ESM) betrieb die FDP
Landtagswahlkampf  in  Mecklenburg-Vorpommern  und  in  Berlin  –  im
Widerspruch  zur  offiziellen  Politik  der  Bundesregierung.  Trotz  der
Wahlkampfrhetorik gegenüber dem EU-Rettungsschirm konnte die FDP bei
den Wahlen ihren Niedergang nicht aufhalten, in beiden Bundesländern liegt
sie  noch  hinter  der  NPD.  Selbst  die  wieder  entdeckte  „Zweitstimmen“
Kampagne, welche vor allem CDU-WählerInnen anlocken sollte, schlug fehl,
die FDP verlor viele Stimmen an die CDU. Nach den Wahlen kam die CSU
der FDP zu Hilfe. Auch sie verschärft die Rhetorik in der Schuldenkrise.
Selbst  bürgerliche  Kommentatoren  sprechen  inzwischen  von  einem
möglichen  Regierungsende,  einige  Abgeordnete  aus  beiden
Regierungsfraktionen  werden  als  „Euro-Rebellen“  vorgezeigt.

Die Schuldenkrise und die Interessen des Kapitals

FDP  Wahlplakat
von  1949

Offiziell  waren  Kanzlerin  Merkel  und  Finanzminister  Schäuble  nicht
sonderlich begeistert über die Vorstöße des Vizekanzlers, allerdings müssen
wir  diesen  Konflikt  vor  dem  Hintergrund  der  Interessen  des  deutschen
Kapitals  betrachten.  Vizekanzler  Rösler  war  bemüht,  seine
Insolvenzandrohungen als  Teil  der  gesamten Diskussion darzustellen und
dass es gar keinen Widerspruch zur Politik der CDU gibt. Das griechische
Sparpaket bspw. wurde größtenteils von deutschen Bürokraten entworfen,
die  Schuldenbremse  für  die  EU  ist  auch  die  Erfindung  des  deutschen
Kapitals.  Rösler  bringt  einfach  die  Drohung  bei  Nicht-Befolgung  dieser
Maßnahmen auf den Punkt: entweder die Diktate aus Berlin/Brüssel werden
befolgt  oder  wir  schicken  eine  Volkswirtschaft  in  die  Insolvenz,  mal
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abgesehen davon, dass keiner weiß, wie das aussehen soll. Somit verstärkt
Rösler  nur  den  Druck  für  die  griechische  Regierung,  neue  und  härtere
Sparmaßnahmen durchzusetzen.

Warum  bekommt  diese  „bürgerliche“  Regierung  in  einer  tiefen
Wirtschaftskrise  solche  inneren  Probleme?  Zum  einen  muss  die
Bundesregierung  als  „ideeller  Gesamtkapitalist“  auftreten,  d.h.  die
grundlegenden objektiven Interessen des deutschen Kapitals umsetzen – als
Klassenherrschaft gegen die Mehrheit, das Proletariat. In dieser Funktion
wird eine Bundesregierung meist geleitet von den stärksten Sektoren des
nationalen Kapitals, in unserem Fall das Exportkapital und der Finanzmarkt.
Allerdings vertritt diese Koalition auch alle anderen Sektoren des Kapitals,
auch jener, die in der Konkurrenz mit den starken Sektoren unterliegen und
möglicherweise auch abweichende Interessen haben.

Gerade  die  Diskussion  um  die  „Rettungsschirme“  zeigt  diese  inneren
Widersprüche des Kapitals.  Der Finanzmarkt braucht neue Milliarden als
Bürgschaften  und  Spekulationsmunition  und  das  Exportkapital  braucht
zahlungsfähige Absatzmärkte – dafür muss die Bundesregierung in erster
Linie  Politik  machen.  Wem  diese  Politik  nützt,  ist  v.a.  den  anderen
Kapitalsektoren, den kleinbürgerlichen Schichten völlig klar – so erklärt sich
auch z.T. der FDP-Amoklauf. Hier fühlen sich einige Kapitalisten nicht richtig
vertreten von ihrer „Wunschregierung“. Die Androhung einer „geordneten
Insolvenz“ von Rösler hätte auch bedeutet, dass Kapitalfraktionen (Export
und Finanzmarkt) auf ihre Gewinne in und an Griechenland hätten verzichten
müssen – hier geht es um Profitinteressen und Profitabsicherung.

Diese Konflikte werden nun offen in der Koalition ausgetragen, dies ist sicher
neu für christlich-liberale Koalitionen, aber deswegen wird diese Koalition
auf keinen Fall von selbst aufgeben, sondern sich zumindest bis zur Wahl
2013 schleppen. Auch wenn das angesichts des Zustands der FDP derzeit
wenig sicher scheint,  so kann der Parteispitze zumindest soviel  Verstand
zugetraut werden, nicht jetzt auf Neuwahlen zu spekulieren

2013 würde  noch eine  Chance  bestehen,  in  den  Bundestag  einzuziehen,
derzeit  würde  die  FDP  sich  bei  einem  Koalitionsbruch  quasi  selbst



liquidieren. Spätestens diesen Fakt wird Kanzlerin Merkel den möglichen
„Abweichlern“ einbläuen, zumindest für die Abstimmungen, bei denen die
eigene  Mehrheit  stehen  muss.  Zwar  ist  bei  Merkel  derzeit  auch  wenig
Souveränität  zu  erblicken,  aber  zumindest  Sarkozy  hat  sie  in  Sachen
Schuldenbremse und rechtliche Richtlinien für den ESFS auf Linie gebracht,
dort handelt Merkel durchaus als ideeller Gesamtkapitalist für das deutsche
Kapital.  Trotz  dieser  tiefen  Krise  der  Regierung,  den  widerstreitenden
Kapitalfraktion bei Schwarz/Gelb, kann diese Bundesregierung sich auf zwei
wichtige  Unterstützer  verlassen:  die  Gewerkschaftsführung  und  die
Oppositionsparteien.

Parlamentarismus ohne Opposition

Die Abstimmung über den EU-Rettungsfond wird ein erster Test für die
Mehrheitsverhältnisse  in  der  Regierungskoalition.  Gleichzeitig  wird

diskutiert,  den Rettungsschirm ESM vorzuziehen, auch wenn Merkel sich
manch eigener Abgeordneter nicht sicher sein kann – bei SPD und Grünen
kann  sie  sicher  sein.  Diese  beiden  Parteien  werden  wahrscheinlich  zu
größeren Teilen für die EU-Maßnahmen stimmen, schließlich haben sie auch
keine Alternative zu dieser Politik.

Die Kritik von SPD und Grünen geht eher in die Richtung, dass sie Merkel
Langsamkeit vorwerfen und der Regierung eine schlechte Informationspolitik
unterstellt wird. Somit werden die Stimmen der SPD und den Grünen die
Merkel-Regierung  erst  mal  stützen.  Hier  zeigt  sich  wieder  einmal,  was
„demokratischer  Parlamentarismus“  so  wert  ist.  Wenn  es  um  die
Unterstützung der Finanzmärkte geht, gibt es nur eine Meinung, ebenso bei
den Sparpaketen gegen Griechenland, Portugal, Irland, Spanien und Italien.
Etwas Opposition kommt dann bei den Forderungen nach den „Euro Bonds“,
welche  besonders  stark  von  Linkspartei  und  DGB  gefordert  werden  –
zumindest einen Unterschied zu Schwarz/Gelb gibt es noch.

Bei den geforderten „Euro Bonds“ haben wir es aber auch nicht mit einer
realen  Alternative,  geschweige  denn mit  einer  kämpferischen Alternative
gegen die Schuldenkrise zu tun. Die Idee, den Euroraum als eine Anleihe zu
handeln, würde voraussetzen, dass es auch ein geeintes europäisches Kapital
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gibt – dem ist aber nicht so. Von daher agieren Linkspartei und DGB zwar
schon mal als „ideeller Gesamtkapitalist“ der EU, doch leider ist das Kapital
noch nicht so weit wie die Reformisten.

Bislang profitiert das deutsche Kapital von der Schuldenkrise, es kann zu
niedrigen  Zinsen  Kredite  aufnehmen.  Die  „Euro  Bonds“  würden  einen
Wettbewerbsvorteil  des  deutschen  Kapitals  eingrenzen,  aber  die  EU  als
Währungsraum stärker gegenüber den USA in Stellung bringen. Soviel zu
den „strategischen Ideen“ der LINKEN und der reformistischen Spitzen.

Besonders während einer Wirtschafts- und Schuldenkrise können wir sehen,
wie überflüssig die parlamentarische Demokratie eigentlich ist bzw. welchen
Interessen sie dient. Ob es die Rettungspakete in Deutschland oder die Euro-
Rettung 2010 waren: Wenn der Finanzmarkt nach frischem Kapital ruft, folgt
das Parlament wie selbstverständlich.

Noch  deutlicher  wurde  diese  Überflüssigkeit  bei  den  letzten  Wahlen  in
Portugal und Irland. Obwohl die jeweilige Opposition natürlich im Wahlkampf
bessere Konditionen gegenüber der EU aushandeln wollte, manchmal sogar
keine Rettung durch die EU in Anspruch nehmen wollte (Irland), sah es nach
den Wahlen anders aus. Nach den Wahlen gab es Verhandlungen und den
„Druck  der  Finanzmärkte“,  sprich:  die  Anweisungen  des  Finanzkapitals.
Sofort  waren  die  Parteien,  die  davor  noch  gegen  die  EU  und  die
Sparmaßnahmen  im  Wahlkampf  gewettert  hatten,  handzahm.

So unterstützen z.B. die „Wahren Finnen“ (Finnland) oder die „Freiheit“ aus
den  Niederlanden,  die  Fonds  und  Schirme,  ebenso  wie  die  neuen
Regierungen in Irland und Portugal die Anweisungen aus Brüssel befolgen.
Die parlamentarische Demokratie kommt somit auch in dieser Krise an ihr
gerechtes Ende. Für alle ist es sichtbar, dass diese Parlamente und Parteien
Politik fürs Kapital machen und für niemand anders.
Wer in Deutschland auf ein schnelles Ende von Merkel setzt, auf mögliche
Vertrauensfragen hofft etc., der unterschätzt, dass es a) eine große Koalition
im Bundesrat gibt, b) auch die Grünen mitmachen dürfen und c) weder das
Kapital noch die SPD eine Alternative zu Merkel hat. Ein Beispiel dafür ist die
öffentliche Diskussion um einen Kanzlerkandidaten Steinbrück. Dieser war



mit  Merkel  zusammen  in  der  Großen  Koalition  äußerst  verlässlich  fürs
Kapital. Wenn jetzt der Papst auch noch die „ökologische Bewegung“ lobt, ist
zumindest auch Schwarz/Grün für 2013 noch nicht ganz vom Tisch.

Wiederholt haben wir beschrieben, welche Politik des Widerstands
nötig sein wird – gegen die Regierung, aber auch gegen die reformistischen
Führungen in den Gewerkschaften. Die nächste Rezession ist im Anrollen, die
Möglichkeit,  dass daraus eine Depression wird,  ist  vorhanden und damit
stehen auch die nächsten Sparpakete und Kürzungen vor der Tür.

Widerstand!

Wir  müssen  eine  europaweite  Solidarität  und  Koordinierung  von
kämpferischen AktivistInnen aufbauen, damit wir auch in Deutschland gegen
die Sparpakete gegen Griechenland Widerstand mobilisieren können! Wenn
in der BRD die Opposition schon keine Alternative zur Politik der Regierung
und dem Kapital  hat,  dann müssen wir  für  eine  andere  Lösung an  den
Schulen, den Unis, den Betrieben und Stadtteilen diskutieren – wir brauchen
Klassenkampf gegen die Krise! Das erste Sparpaket ging in der BRD relativ
geräuschlos  durch  alle  Instanzen,  bei  den  nächsten  Sparangriffen,  dem
nächsten Konjunktureinbruch müssen wir für die Wiederbelebung der „Anti-
Krisen-Bündnisse“  werben,  müssen  breiten  Widerstand  organisieren.  Das
Kapital streitet in seiner Regierung, das Kapital will die Kosten der Krise auf
uns abwälzen und streitet nur über den besten Weg. Anstatt der Politik den
Rücken zu kehren, müssen wir unsere Politik formulieren – eine Politik gegen
Merkel ,  d ie  Sparpakete  und  d ie  Kr ise ,  e ine  soz ia l i s t ische
klassenkämpferische  Politik.

Ein Artikel von Tobi Hansen, Gruppe Arbeitermacht



Die  Gewerkschaft  –  vom
Sozialpartner  zum
Klassenkämpfer
Gewerkschaft… Ein starkes Wort! Und da ist auch was dran. Gewerkschaften
sind noch immer die mächtigsten Organisationen, die der Arbeiterklasse im
Kampf  gegen  ihre  Unterdrücker  zur  Verfügung  stehen,  weltweit  sind
Millionen  von  Kolleg_innen  in  ihnen  Organisiert.  Aber  müsste  die
Gesamtsituation der abhängig Beschäftigten dann nicht eigentlich viel besser
aussehen?

Ein Exkurs…

Die  kollektive  Diskussion  über  Arbeitsbedingungen  und  mögliche
Verbesserungen ist bereits sehr alt. Bereits am 4. November 1159 vor Chr.
legten ca. 40 Arbeiter die Werkzeuge nieder und begannen zu streiken, da
sich ihr Arbeitgeber Ramses III. wiederholt geweigert hatte, den Kollegen
ihren Lohn zu zahlen. Unter dem Motto „Wir haben Hunger!“ organisierten
sie eine Demonstration zum nächsten Tempel.  Der Konflikt  dauerte zwar
einige Zeit,  im Endeffekt  bekamen die  Kollegen jedoch ihr  Getreide voll
ausbezahlt.

Wie man sich unschwer vorstellen kann, wurden in Europa Arbeitskämpfe
erst  viel  später  geführt.  Auch  die  Organisierung  von  Handwerkern  wie
Webern, Hafen- und Metallarbeitern fand erst viel später statt und zeigte
sich im 14. Jahrhundert zunächst in Form von Gilden, die als Keimform der
modernen Gewerkschaft gesehen werden können.

Und dann?

Im  Zuge  der  Industrialisierung  und  dem  Siegeszug  der  bürgerlichen
Gesellschaft, begann die Arbeiterklasse als funktionelle Klasse an Bedeutung
zu gewinnen. Immer mehr entwickelte sich die feudale Gesellschaft zu einer
kapitalistischen,  in  der  zwei  neue  gesellschaftliche  Klassen  in  Konflikt
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standen:  Die  Arbeiterklasse  und  die  Kapitalisten  –  heute  auch  oft
Arbeitnehmer  und  Arbeitgeber  genannt.

Die allgemeine Funktionsweise der kapitalistischen Wirtschaft ist die, dass
einer (der Kapitalist)  eine Fabrik besitzt und viele Leute nichts besitzen.
Daher müssen sie bei dem Typ mit der Fabrik arbeiten, um sich Geld für
Essen zu  verdienen.  Und hier  wird´s  lustig:  Während die  Arbeiterklasse
logischerweise so viel Geld wie möglich für ihre Arbeit haben will, will der
Typ mit der Fabrik logischerweise so wenig wie möglich bezahlen, um mehr
Profit  mit  der  Arbeitskraft  seiner  Angestellten  zu  machen.  Dieser
“Klassengegensatz” ist der wichtigste, wenn man verstehen will, wieso wir
Gewerkschaften brauchen.

Was ist eine Gewerkschaft?

Die  Gewerkschaft  ist,  wie  bereits  erwähnt  eine  Kampforganisation  der
Arbeiterklasse,  um  für  ihre  Bedingungen  und  Anliegen  im  Betrieb  zu
kämpfen.  Ihre  Existenz  ist  zwingend  erforderlich  um  Mindestlöhne,
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall,  Urlaubsgeld und andere grundlegende
ökonomische Forderungen der Arbeiter_innen durchzusetzen. Getreu nach
dem Motto: “Allein machen sie dich ein – gemeinsam sind wir stark!” Kein
Wunder also, dass die gewerkschaftliche Organisation von Arbeiter_innen in
Kapitalistenkreisen nicht gerne gesehen wird. Aus diesem Grund mussten im
19. Jahrhundert viele Gewerkschafter in der Illegalität arbeiten, viele wurden
verfolgt und umgebracht, in vielen Ländern der Welt ist das heute noch so.

Wir  können  also  Festhalten:  Gewerkschaften  führen  den  ökonomischen
Kampf der Arbeiterklasse.

Aber wieso kämpfen die Gewerkschaften denn nicht mehr richtig? Wann gab
es  in  der  BRD  mal  e inen  Generalstre ik ,  um  staat l iche  oder
privatwirtschaftliche Angriffe auf unsere Lebensbedingungen abzuwehren?
Wieso  werden  immer  mehr  Tarifverträge  abgeschlossen,  deren
Lohnerhöhung  hinter  der  Inflationsrate  zurückbleibt?

Wem gehört die Gewerkschaft?



Gewerkschaften  haben  heutzutage  einen  erheblichen  Mangel  an  innerer
Demokratie. Die Politik in ihnen wird heutzutage nicht mehr von der Basis
bestimmt,  sondern  von  einer  Bürokratenkaste  aus  Hauptamtlichen,
Betriebsratsfürsten  und  Vorsitzenden.  Diese  Leute  nennen  wir
“Gewerkschaftsbürokratie”  und sie  sind –  wie  es  der  Zufall  so  will,  fast
ausschließlich  sozialdemokratische  Reformisten,  die  die  Gewerkschaft  für
ihre eigenen politischen und sozialen Interessen missbrauchen. Ohne Scham
machen sie mit ihrer verräterischen Politik die Gewerkschaften zu zahnlosen
Vertretungen,  die  sich  weder  staatlichen  Angriffen  auf  die  Rechte  und
Errungenschaften der Arbeiterbewegung, wie damals bei der Agenda 2010
oder  gegen  Lohnkürzungen  und  Entlassungen  im  Betrieb  nicht  bzw.
unzureichend in den Weg stellen. Es bleibt bei schmierigen Sonntagsreden
von  Vorstandsmitgliedern,  wie  dem SPD-Mitglieds  und  DGB-Vorsitzenden
Michael Sommer.

Auch bei Tarifverhandlungen ist heute die “vertrauensvolle Zusammenarbeit”
mit dem Arbeitgeber oberstes Gebot. Anstatt einen Betrieb Mal so richtig
lahmzulegen,  werden  nach  2-3  Verhandlungsrunden  faule  Kompromisse
geschlossen,  die  oft  sogar  zu  Reallohnverlusten  führen,  ohne  das  es
überhaupt einen Streik gegeben hätte. Oft kann man die Vorsitzenden der
Gewerkschaften nach ihrer Amtszeit auf der Gehaltsliste des Arbeitgebers
wiederfinden. Ein Schelm, wer da böses denkt.

Diese Gründe sind es auch, die dafür sorgen, dass immer mehr Kolleg_innen
den  Gewerkschaften  ihren  Rücken  zukehren.  In  Deutschland  sank  der
gewerkschaftliche Organisierungsgrad von 34,2% im Jahr 1960 auf 21,6% im
Jahr 2000. Tendenz: weiter Sinkend!

Politik machen! Nur, geht das so einfach?

Viele  aufrechte  Kolleg_innen  sind  sich  im  klaren  darüber,  dass
Gewerkschaftsarbeit  wichtig  ist.  Gerade  in  Zeiten,  in  denen  die
wirtschaftliche Situation immer öfter ins Wanken gerät, ist es unabdingbar
für Veränderungen einzutreten. Dafür stehen dem aktiven Gewerkschafter
diverse Gremien offen. Leider muss man dazu anmerken, dass die diversen
Ausschüsse leider allzu oft von der Bürokratie ausgebremst oder kontrolliert



werden.  Viele  junge  Aktivist_innen  sind  daher  oft  desillusioniert.  Sie
konzentrieren sich oft  mit  Leib und Seele auf  ein Thema und versuchen
diverse Aktionen zu organisieren, bis im Endeffekt von Oben ein „Nein“ oder
einfach gar keine Reaktion kommt.

Diese  Vorgehensweise  ist  jedoch  kein  Zufall!  Politisch  nicht  gewünschte
Beschlüsse der Basis werden solange ignoriert oder bleiben auf der To-Do-
Liste  stehen bis  es  entweder zu Spät  ist  oder  sich ein  höher  stehendes
Gremium doch dazu durchringt andere Dinge zu priorisieren.

Natürlich gibt  es  auch positive  Beispiele  für  Gremienarbeit,  um wirklich
dauerhaft  erfolgreiche  Arbeit  zu  leisten,  bedarf  es  jedoch  einer
weitergehenden  Vernetzung  und  Organisation.

Allein machen sie dich ein…

Viele jugendliche Gewerkschaftsmitglieder sind von dem Opportunismus der
Bürokraten  angewidert  und  wollen  etwas  gegen  sie  unternehmen.
Möglichkeiten dazu gibt es viele. Bereits in deiner Ortsjugendgruppe oder in
deiner  Betriebsjugendgruppe  kannst  du  eine  Menge  tun.  Viele  deiner
Kolleg_innen denken sicherlich genauso über die Hauptamtlichen und haben
sich vielleicht einfach noch nicht getraut den Mund aufzumachen. Diskutiert
eure Kritikpunkte untereinander und macht euch Gedanken, wie ihr eure
Gewerkschaft  selber  gestalten  würdet.  Was  wären  die  Punkte,  die  euch
wichtig wären? Wenn ihr zum Anfang 2 oder 3 Kolleg_innen seid, ist das
schon Mal ein guter Anfang. Vielleicht habt ihr Lust eine Veranstaltung für
wei tere  Interess ier te  zu  organis ieren ,  e in  unabhängiges
Gewerkschaftsflugblatt herauszubringen oder euch als Gruppe auf Grundlage
eines Aktionsprogramms aufzustellen…

Gewerkschaften zurückerobern!

Wie gesagt, du bist nicht der Einzige. Das ist ja das tolle an der Betriebs- und
Gewerkschaftsarbeit, es gibt eigentlich überall Leute die genauso denken wie
du und nur darauf warten, dass etwas in die Gänge kommt. Doch was? Was
uns alle eint,  sind die Forderungen, mit denen wir gemeinsam Auftreten
können. Diese sind z.B.:



●Klassenkampf  statt  Sozialpartnerschaft!  Für  eine  kämpferische
Gewerkschaft,  die die Interessen der Kolleg_innen bis zum bitteren Ende
vertritt und keine faulen Kompromisse eingeht!

●Für  die  jederzeitige  Wähl-  und  Abwählbarkeit  aller  hauptamtlichen
Funktionäre! Für die Anpassung ihrer Gehälter an einen durchschnittlichen
Facharbeiterlohn!

●Für die Erkämpfung des Rechts auf politische Streiks, letztlich dem Recht
auf Generalstreiks, um zum Beispiel gegen die Rente mit 67, gegen Hartz IV,
gegen die Kriege in Afghanistan, Kosovo oder für bessere Bildung kämpfen
zu können!

●Eigene Entscheidungsgewalt für alle Jugendgremien, wenn es um Themen
geht,  die  uns  was  angehen!  Für  vom  Vorstand  unabhängige
Jugendstrukturen!

Wir  müssen  versuchen  eine  innergewerkschaftliche  Bewegung  von
Basisaktivisten aufzubauen,  die  sich  der  Politik  der  sozialdemokratischen
DGB-Führung entgegenstellt und diese zwingt Politik für die Mitglieder, und
nicht für sich selbst,  zu machen. Wir brauchen eine klassenkämpferische
Basisopposition, die es sich zur Aufgabe macht, die Gewerkschaften wieder
zu Kampforganen der  Arbeiterklasse zu machen,  die  in  den Händen der
Arbeiter_innen liegt und nicht in den Händen von Bürokrat_innen!

K l a r ,  d a s  w i r d  n a t ü r l i c h  n i c h t  e i n f a c h .  D i e  D G B -  u n d
Einzelgewerkschaftsführung aus SPD, LINKE und zum Teil  sogar Grünen
wird sich einiges einfallen lassen, um uns das Leben schwer zu machen. Doch
zeigt das nur eines – Dass sie Angst vor ihrer eigenen Basis haben. Eine
gewerkschaftliche Basisbewegung, die Druck erzeugen kann, kann nämlich
auch  dazu  übergehen  die  Bürokratie  zu  entmachten  und  demokratische
Strukturen  auf  der  oben  genannten  Grundlage  aufbauen.  Dies  wäre  der
Untergang für die reformistischen Verräter und die Geburtsstunde für eine
Zeit,  in  der  Tarifauseinandersetzungen  wieder  Tarifauseinandersetzungen
sind, und der Klassenkampf wieder Einzug in den Fabriken hält.

The workers united will never be defeated!



Neue Schuldenkrise  –  oder  wie
die  Wirtschaft  den  Bach
runtergeht…
In den letzten Monaten berichteten die Medien wieder häufiger über die
„Eurokrise“ in der EU, über Schuldenprobleme von Griechenland, Portugal,
Spanien  und  Italien.  Gleichzeitig  gab  es  im  Juli  und  August  eine  US  -
amer ikan ische  Schu ldenkr i se ,  sogar  über  e ine  mögl iche
„Zahlungsunfähigkeit“  der  USA  wurde  spekuliert,  bis  dann  die  beiden
Kammern  der  USA(Senat  &  Repräsentantenhaus)  eine  Erhöhung  der
Schuldengrenze  beschlossen.

In unserem Artikel wollen wir uns mit den Gründen für die Schuldenkrise
beschäftigten, wieso die aktuelle Krise direkt mit der Wirtschaftskrise von
2008 zusammen hängt, was die astronomischen Summen eigentlich mit uns
zu tun haben und welche Auswirkungen sie auf uns haben werden!

Woher kommen denn die ganzen Schulden?

Derzeit wird viel über die Schuldenquote bestimmter Staaten gesprochen, so
liegt die Schuldenquote Griechenlands bei fast 160% – aber was heißt das
eigentlich? Bei dieser Quote werden die Gesamtschulden eines Staates, in
Beziehung zum jährlichen Bruttoinlandsprodukt (BIP) gesetzt, das BIP fasst
alle Umsätze einer Volkswirtschaft zusammen.

Griechenland  erwirtschaftete  2010  ein  BIP  von  230  Milliarden  €,  die
Schuldenquote lag bei ca. 125% – damit überstieg die Schuldenmenge das
jährlich erwirtschaftete BIP um 25%. In Griechenland entwickelte sich diese
Quote in den letzten 4 Jahren rasant. 2007 lag diese Schuldenquote noch bei
95.7%, für 2011 wird eine Quote von 157% erwartet.
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Diese Entwicklung trifft für alle Staaten der EU zu, wie auch für die USA &
Japan – so erhöhten sich die Staatsschulden der BRD, USA und Japan in den
letzten vier Jahren um ein Drittel oder mehr. Wie bei privaten Schuldnern,
gibt es für Staaten sogenannte „Ratingagenturen“, die die Kreditwürdigkeit
der Staaten bewerten. Diese „Ratings“ bestimmen wie viel Zinsen die Staaten
für ihre Schulden bezahlen müssen, die BRD hat ein sehr gutes Rating (AAA)
und bezahlt derzeit weniger als 3% Zinsen für ihre Schulden – Griechenland
z.B. hat ein sehr schlechtes Rating (B1) und müsste auf dem Finanzmarkt
25% Zinsen für die Kredite zahlen.

Nun haben die Staaten aber keine neuen Schulden aufgenommen, um den
Beschäftigten, der Jugend oder den Rentnern Wohltaten zu schenken. Woher
also kommen die Schulden? Die Schulden wurden aufgenommen, um den
Banken  und  Unternehmen  zu  helfen.  Diese  hatten  in  der  Finanz  –  und
Wirtschaftskrise 2008/2009 riesige Verluste angesammelt. Bei den Banken
hießen diese Verluste „toxische Papiere“. Aus der Chemie wissen wir, das
„toxisch“ ein sehr unangenehmer Zustand ist, bei den Banken hieß das, das
viele Kredite quasi nichts mehr wert waren. In der Situation übernahmen die
Staaten diese „toxischen“ Papiere mit direkten Finanzhilfen und sogenannten
Bürgschaften,  welche  von  den  Banken  in  Anspruch  genommen  werden
konnten.

In der BRD bürgte die Regierung beispielsweise mit 125 Milliarden € für die
„Hypo Real Estate“ und legte den „SOFFIN“ Fond in Höhe von circa 500
Milliarden € an, von dem sich dann verschiedene Banken und Finanzinstitute
Kredite abholen konnten. Ähnliche „Rettungsmaßnahmen“ gab es in den EU
Staaten, der USA und Japan – insgesamt wurden mehrere Billionen Euro den
Finanzmärkten und Banken zur  Verfügung gestellt.  Die  Finanzmittel  der
damaligen Krise sind die Schulden von Heute. Die Staaten nahmen diese
Schulden entweder bei den Zentralbanken (wie die FED in den USA oder die
Bundesbank in der BRD) oder den privaten Banken auf – mit diesen Schulden
wurde die Pleite von Banken und Unternehmen verhindert und die Profite
der Kapitalisten gesichert.

Die Ratingagenturen – oder gib mir ein „Triple A“!



Seit 2008 haben die Staaten den Finanzmarkt mit Billionen finanziert und
gestützt!  Damit  wurden  die  eigenen  Staatsschulden  erhöht.  Besonders
zugespitzt hatte sich diese Entwicklung beim „reichsten“ Land der Welt – den
USA. In den USA gibt es eine „Schuldenobergrenze“. Diese lag bis Anfang
August  bei  14.3 Billionen $.  Für dieses Jahr ist  zu erwarten,  dass diese
Grenze  überschritten  werden  muss,  wenn  die  USA  ihre  Zinsen,  die
öffentlichen  Beschäftigen  oder  das  Militär  bezahlen  will.  Anfang  August
wurde diese Grenze um 2.6 Billionen $ erhöht, dieses Jahr wird allein der US-
Haushalt (also ohne Bundesstaaten und Kommunen) 800 Milliarden $ neue
Schulden aufnehmen müssen. Dieser Vorgang ist nichts neues in der US-
Geschichte.  Im  Durchschnitt  wurde  alle  zwei  bis  drei  Jahre  die
Schuldengrenze von der US-Regierung erhöht, seit 1945 neunzehn mal.

Nachdem die Grenze jetzt erhöht wurde, gab es aber eine Abstufung der
Kreditwürdigkeit der USA durch die Ratingagentur „Standard & Poor“.
Die bisherige Topbewertung AAA wurde auf AA+ gesenkt. Konkret bedeutet
das höhere Zinsen für die USA für künftige Kredite. Gleichzeitig wurden auch
die  EU  Staaten  Portugal  und  Italien  abgewertet  –  danach  sanken  die
Börsenkurse  und  vernichteten  im  August  circa  25%  der  weltweiten
Börsenwerte.

Die  Ratingagenturen  sind  private  Unternehmen,  die  im  Auftrag  der
Großbanken die Kreditwürdigkeit von Staaten, Kommunen und Unternehmen
bewerten  –  nach  diesen  Bewertungen  wird  das  jeweilige  Zinsniveau
bestimmt.

Der französische Präsident Sarkozy bezeichnete es als „nationale Aufgabe“
für Frankreich die Topbewertung AAA zu behalten, gleich im Anschluss gab
es ein weiteres Sparpaket, nachdem bereits 2010 ein Sparpaket mit massiven
Sozialkürzungen  durchgesetzt  wurde.  In  dieser  Zeit  sprach  sogar  die
„Financial  Times  Deutschland“  von  einer  „Diktatur  der  Ratingagenturen“.

Wie das Kapital die Krise lösen will…

Am Beispiel Griechenland können wir beobachten wie sich das Kapital eine
„Krisenlösung“ vorstellt. Der griechische Staat bekommt Kredite von der EU
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und der EZB (Europäische Zentralbank), damit sollen die bisherigen Kredite
abbezahlt  werden.  Das  erklärt  auch  zu  großen  Teilen  die  gestiegene
Schuldenquote Griechenlands in den letzten beiden Jahren. Um diese Kredite
zu bekommen muss der griechische Staat aber zunächst massive Angriffe
und  Kürzungen  gegen  die  Mehrheit  der  Bevölkerung  durchführen.  Dazu
gehören die Erhöhung der Lebensarbeitszeit, die Kürzung der Gehälter der
öffentlichen Beschäftigten, die Erhöhung der Verbrauchssteuern und eine
massive Privatisierung des noch vorhandenen öffentlichen Eigentums. Erst
die  Verabschiedung  dieser  „Spargesetze“,  welche  direkt  durch  die  EU-
Bürokratie und die BRD als imperialistischem Hegemon, der griechischen
Regierung vorgeschrieben wurden, gab man die Kredite an Griechenland
frei.

In der EU wird nun eine „Schuldenbremse“ von der BRD und Frankreich
vorgeschlagen. Diese „deutsche“ Erfindung beinhaltet ein Gesetz, nachdem
EU-Staaten  ab  einem  bestimmten  Jahr  überhaupt  keine  Schulden  mehr
machen dürfen. In der BRD steht das nun im Grundgesetz – ab 2016 darf der
Bund keine neuen Schulden mehr aufnehmen, ab 2020 die Bundesländer und
die Kommunen.

Ähnliches,  wenn auch unter anderen Bedingungen,  geschah in den USA.
Gleichzeitig mit der Erhöhung der Schuldengrenze wurde auch ein Sparpaket
in  gleicher  Höhe  verabschiedet.  Das  war  die  Voraussetzung  für  die
„oppositionellen“  Republikaner,  der  Erhöhung  überhaupt  zu  zustimmen.

Diese  Sparpakete  sind  die  Antwort  von  Kapital  und  Staat  auf  die
Schuldenkrise.  Wurden  die  Schulden  aufgenommen um die  Verluste  des
Kapitals  während der Krise aufzufangen und gleichzeitig neue Profite zu
sichern, sollen die Staaten jetzt weltweit die Kosten für die Schulden direkt
auf  die  Arbeiterklasse,  große  Teile  des  Kleinbürgertums und die  Jugend
abwälzen.  Dazu  werden  zum  einen  die  Sozialleistungen  massiv  gekürzt,
während gleichzeitig  eine neue Privatisierungswelle  gestartet  wurde.  Vor
allem staatliche Unternehmen, aber auch Bereiche wie Gesundheit, Verkehr,
Rente  und Bildung,  von  denen sich  das  Kapital  noch zusätzliche  Profite
verspricht, sollen privatisiert werden.



Die Krise heißt Kapitalismus!

Die momentane Schuldenkrise, wurde vom Kapital, beziehungsweise den
Kapitalisten  verursacht.  Während  alle  Profite  den  Kapitalbesitzern
„gehören“,  die  sich  durch  Ausbeutung  aneignen  und  über  die  Börse
auszahlen  lassen,  müssen  die  Verluste  von  der  Allgemeinheit  getragen
werden.

Wenn jetzt die EU einen Rettungsfond für die Euro-Zone auflegt, so ist dieser
Fond nur zur Rettung der Banken und Absicherung der Staatsanleihen da,
genau wie die sogenannten „Euro Bonds“.

Die  Nationalstaaten  dienen  dabei  dem  Kapital  als  Versicherung  seiner
Geschäfte.  Durch  vielfache  Steuersenkungen  bleibt  der  Profit  meist
unangetastet,  durch  Polizei  und  Militär  wird  jeder  mögliche  Widerstand
national und international bekämpft und durch Bürgschaften und Kredite
wird der Finanzmarkt zahlungsfähig gehalten. Nur durch die Hilfen seit 2008
sind die Banken und das Kapital heute in der Lage ganze Volkswirtschaften
in den Ruin zu treiben, um sie dann gänzlich unter ihre Profitkontrolle zu
stellen.

Aufgrund dieser  aktuellen  Fonds  und Bürgschaften  werden die  nächsten
Sparpakete  bereits  aufgelegt.  In  Frankreich  werden  neue  Maßnahmen
beschlossen
und  in  Spanien  wird  die  „Schuldenbremse“  eingeführt.  Diese
„Schuldenbremse“ wird die soziale Realität der nächsten Jahre bestimmen,
weitere  Kürzungen,  Entlassungen  und  Privatisierungen  stehen  auf  der
Tagesordnung.

Dagegen  müssen  wir  Widerstand  organisieren,  besonders  in  den
europäischen Gewerkschaften. Während in Frankreich und Griechenland die
Gewerkschaften  zum Generalstreik  getrieben  wurden,  begnügte  sich  der
DGB in der BRD mit Standortpolitik und stillhalten. Deswegen müssen wir
die Beschäftigten und die Basis  der Gewerkschaften gemeinsam mit  den
Jugendlichen und Arbeitslosen gegen die nächsten Sparpakete organisieren
und schlagkräftige Bündnisse aufbauen.
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Von  der  deutschen  Revolutionärin  Rosa  Luxemburg  ist  der  Ausspruch
„Sozialismus oder Barbarei“bekannt, dieser wurde vor dem 1.Weltkrieg von
ihr  geprägt.  Heute  ist  er  aktueller  denn  je,  denn  dieses  System  hat
abgewirtschaftet.  Während  Hungerkatastrophen,  wie  in  Ostafrika
zehntausende  von  Menschen  heimsuchen  und  jährlich  Hunderttausende
sterben  lassen,  in  einem  Wirtschaftssystem,  dass  die  ökologischen
Grundlagen  der  Menschheit  vernichtet  –  in  so  einer  Situation  soll  uns
interessieren,  welche  Buchstaben  eine  Ratingagentur  über  die
Kreditwürdigkeit  einer  Volkswirtschaft  veröffentlicht?  Erbärmlicher  geht’s
eigentlich nicht!

Gefordert ist nun ein entschlossener internationaler Widerstand gegen den
Kapitalismus, wir haben unsere Antwort Rosa Luxemburgs Frage. Für eine
Gesellschaftsordnung die den Interessen der Mehrheit gehorcht und nicht
den Profit -und Zinserwartungen einer kleinen parasitären Elite.

Wir  zahlen  nicht  für  ihre  Krise!  Organisiert  euch  gegen  die
Sparpakete  und  die  Krise  –  baut   Organe  des  Widerstandes  im
Betrieb, in der Schule und im Stadtteil auf!
Für  die  entschädigungslose  verstaatlichung  der  Banken  zu  einer
zentralen Staatsbank,  sowie  aller  Unternehmen,  die  Entlassungen
oder Gehaltskürzungen fordern, unter Arbeiterkontrolle!
Für das Recht der Beschäftigten und der Arbeiterbewegung Einsicht
in die Geschäftsbücher der Großkonzerne und Banken zu haben!
Vom Abwehrkampf zur Offensive! Gegen Hartz IV, die Rente mit 67
und die Gesundheitsreformen der vergangenen Jahre! Bekämpft die
Leiharbeit, für einen Mindestlohn von 11 Euro die Stunde!
Teilt die Arbeit auf alle Hände auf – für eine 35-Stunden Woche und
Arbeitszeitverkürzung bei vollem Lohnausgleich!
Fordert die Gewerkschaften und Arbeiterparteien zur Aktion auf und
organisiert in ihren Reihen eine kämpferische Basisbewegung!
Gegen  Krise  und  Kapital  –  der  Widerstand  muss  international
koordiniert werden! Gegen Chauvinismus und nationalistische Hetze
gegen  „die  faulen  Griechen“,  „gegen  die  Migranten  die  unsere
Arbeitsplätze  klauen“  oder  ähnliche  Verleumdungen,  die  unseren



Widerstand  spalten!  Für  europaweite  Aktionen  gegen  die
Sparangriffe  und  die  Auswirkungen  der  Krise,  die  Führer  der
Gewerkschaften und Arbeiterparteien müssen zur Unterstützung von
Aktionen wie koordinierten Streiks, Massenprotesten, Besetzungen
bis hin zum Generalstreik gezwungen werden!
Widerstand  braucht  Organisation  –  wenn  ihr  gegen  Krise  und
Kürzungen  kämpfen  wollt,  dann  organisiert  euch  gemeinsam mit
REVOLUTION!


